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Vorwort

Die Betriebsprüfung ist eine von der Finanzbehörde im Außendienst vorzunehmende Ge-
samtüberprüfung steuerlich relevanter Sachverhalte.

Mit d er Einführung der Abgabenordnung 1977 wird der Begriff „Betriebsprüfung“ durch 
die Bezeichnung „Außenprüfung“ abgelöst. Der Gesetzgeber bringt mit dem Begriff Au-
ßenprüfung deutlicher zum Ausdruck, dass eine Betriebsprüfung sich nicht nur auf den 
land- und forstwirtschaftlichen, gewerblichen und freiberuflichen Bereich beschränkt, son-
dern alle steuerlichen prüfungsrelevanten (Lebens-) Sachverhalte umfasst.

Die Außenprüfung dient der Ermittlung, Prüfung und Beurteilung der Verhältnisse eines 
Steuerpflichtigen um die Gleichmäßigkeit der Besteuerung sicherzustellen. 

In keinem Bereich greift die Finanzverwaltung so stark in die Sphäre des Steuerpflichti-
gen ein, wie bei einer Außenprüfung. Im Rahmen der Ermittlungsmaßnahmen der Finanz-
verwaltung werden vom Steuerpflichtigen erhöhte Mitwirkungspflichten eingefordert. Aus 
diesem Grund gelten für die Durchführung besondere Voraussetzungen und Vorschriften.

Dieses Werk soll dem Leser in einer verständlichen Weise einen Einblick über diese Vor-
schriften geben. Hierbei stehen insbesondere der Ablauf, die Rechte und Pflichten, sowie 
die Wirkung und die Folgen einer steuerlichen Außenprüfung im Mittelpunkt.

An dieser Stelle möchten wir auf andere Veröffentlichungen im Gabler Wirtschaftsverlag 
hinweisen, die mit der steuerlichen Außenprüfung nicht unwesentlich tangiert sind.

„Steuerstrafrecht und Steuerstrafver  fahren“

„Steuerfahndung“

„Digitale Betriebsprüfung“

Unser Dank gilt Herrn Andreas Funk, der es uns ermöglicht hat dieses Werk zu verfassen 
und uns die nötigen Freiräume eingeräumt hat.
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§ 1 Einführung

A. Überblick über die Rechtsgrundlagen der Außenprüfung
Die steuerliche Außenprüfung ist in der Abgabenordnung (AO) in den §§ 193 – 203 AO 
und in der Betriebsprüfungsordnung (BpO) normiert. Die Abgabenordnung regelt die 
grundlegenden Verfahrensvorschrift en zur steuerlichen Außenprüfung. Die Betriebsprü-
fungsordnung regelt den genaueren Verfahrensablauf.

Zu den Regelungen in der AO zur steuerlichen Außenprüfung wurde ein Anwendungserlass 
zur Abgabenordnung1 vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) herausgegeben. Beim 
Anwendungserlass (AEAO) handelt es sich um eine Verwaltungsanweisung (Richtlinie), 
die der Finanzverwaltung zur einheitlichen Regelung von gleichgelagerten Sachverhalten 
bzw. zur einheitlichen Anwendung der Vorschrift en dient. Im AEAO sind beispielsweise 
FG- & BFH-Urteile eingearbeitet.

 !Hinweis:

An Verwaltungsanweisungen (Richtlinien) ist lediglich die Finanzverwaltung gebunden, da es sich bei Verwaltungs-

anweisungen nicht um Gesetze handelt. Die Verwaltungsanweisungen werden durch das BMF erlassen.

Die Betriebsprüfungsordnung ist eine allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundesregierung, welche die Durchfüh-

rung der Außenprüfung, damit zusammenhängende Verfahrensabläufe und Organisationsfragen etc. regelt. Die BpO 

wurde mit Wirkung zum 25.03.2000 neu gefasst.2 Sie enthält bindende Verwaltungsanweisungen zur Ausübung von 

Ermessensentscheidungen. 

I. Grundsatz der Selbstbindung der Verwaltung

Der Grundsatz der Selbstbindung der Verwaltung bedeutet, dass die öff entliche Verwaltung 
bei Ermessensentscheidungen nicht ohne sachlichen Grund von ihrer geübten Verwaltung-
spraxis abweichen darf. Dies resultiert aus Art. 3 Abs. 1 GG (Gleichheit vor dem Gesetz).

Die Verwaltung darf nicht von Vorschrift en, die sie sich selbst auferlegt hat abweichen. Die 
Finanzbehörde muss also den Zweck der Ermächtigung und die Grenzen seines eigenen 
Ermessens beachten (§ 5 AO). Dies gilt insbesondere für die Betriebsprüfungsordnung.

 !Hinweis:

Verletzungen gegen die Betriebsprüfungsordnung können beim Finanzgericht unter dem Gesichtspunkt der Selbstbin-

dung der Verwaltung gerügt werden.3

1 BMF-Schreiben vom 14.02.2000
2 BpO 2000 – BStBl I 2000, 368
3 BFH vom 28.03.1985 Az IV R 224/83

A.

1

2

R. Buck, M. Klopfer, Betriebsprüfung, DOI 10.1007/978-3-8349-6442-7_1,
© Gabler Verlag | Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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§ 1 Einführung

Ergänzend zu den bereits genannte  n Rechtsgrundlagen hat die OFD Frankfurt am Main 
für die Finanzverwaltung eine Betriebsprüfungskartei (Bp-Kartei) herausgebracht, welche 
verbindliche Anweisungen und Verfügungen zu den einzelnen Vorschrift en der AO und 
BpO für die Finanzverwaltung Bundesweit enthält.

B. Ziele einer Betriebsprüfung
Eine Betriebsprüfung ist für die Durchführung der Besteuerung unerlässlich.

Hauptsächlich wird dadurch die staatliche Kontrolle ermöglicht und praktiziert. Es ist aber 
auch eine tatsächliche Verständigung zwischen Behörde und Steuerzahler möglich.

Die Außenprüfung dient zur Ermittlung der steuerlichen Verhältnisse des Steuerpfl ichtigen 
(§ 194 Abs. 1 Satz 1 AO). Der Außenprüfer hat die tatsächlichen und rechtlichen Verhält-
nisse, die für die Steuerpfl icht und die Bemessung der Steuer maßgebend sind (Besteue-
rungsgrundlagen), zu Gunsten wie zu Ungunsten des Steuerpfl ichtigen zu prüfen (§ 199 
Abs. 1 AO).

Die Außenprüfung ist bei den heutigen komplizierten wirtschaft lichen Verhältnissen in der 
Regel das Einzige geeignete und erforderliche Mittel, um die tatsächlichen und rechtlichen 
Verhältnisse in steuerlicher Hinsicht zufrieden stellend aufzuklären und ist damit als Mittel 
zur Erforschung steuerlicher Sachverhalte und Gewährleistung einer zutreff enden Besteue-
rung unabdingbar.4

Damit wird dem Bestreben, den Grundsätzen der Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit in 
der Besteuerung, Rechnung getragen. Der immer stärker fühlbare Steuerdruck führt auto-
matisch zu Widerstand durch Steuerumgehungen und -verfehlungen.

Ein richtungweisendes Urteil des Bundesverfassungsgerichts führt aus, dass Regelungen, 
die die Durchsetzung des Steueranspruches sichern und Steuerverkürzungen verhindern 
sollen, müssen auf die Eigenart des konkreten Lebensbereiches und des jeweiligen Steuer-
tatbestandes ausgerichtet werden. Wird eine Steuer nicht an der Quelle erhoben, hängt ihre 
Festsetzung vielmehr von der Erklärung des Steuerschuldners ab; es werden erhöhte Anfor-
derungen an die Steuerehrlichkeit des Steuerpfl ichtigen gestellt. Der Gesetzgeber muss die 
Steuerehrlichkeit deshalb durch hinreichende, die steuerliche Belastungsgleichheit gewähr-
leistende Kontrollmöglichkeiten abstützen. Im Veranlagungsverfahren bedarf das Deklara-
tionsprinzip der Ergänzung durch das Verifi kationsprinzip.5

4 BFH vom 02.09.1988, BStBl. 1989 II S. 4
5 BVerfG vom 27.06.1991, BStBl. 1991 II S. 654/666

3

B.

4

5

6
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B. Ziele einer Betriebsprüfung

Nach diesen Grundsätzen ist eine Betriebsprüfung nicht nur statthaft , sondern geboten! 
Dies grenzt den Einfl uss auch eines wandelnden politischen Eingriff s stark aus. Der steu-
erliche Eingriff  gewinnt seine Rechtfertigung u. a. auch und gerade aus der Gleichheit der 
Lastenzuteilung.6

Ein sogenannter „maßvoller Gesetzesvollzug“ ist rechtswidrig.7

Viele Unternehmer begrüßen die Betriebsprüfung auch als eine Art >>Testat<<, um Ge-
wissheit zu haben, dass die Behandlung der steuerlichen Grundlagen korrekt erfolgte. Auch 
bei Unternehmer- oder Gesellschaft erwechsel stellt das Betriebsprüfungsergebnis immer 
ein Gradmesser über die Zuverlässigkeit der jeweiligen Unternehmung und ggf. der Partner 
oder Gesellschaft er dar.

Die Finanzverwaltung steht dabei als demokratisch legitimierte Gewalt im Sinne des 
Grundgesetzes unter dem Leitbild der Nichtparteilichkeit.8

Es tritt nach Ablauf einer Betriebsprüfung eine erhöhte Rechtssicherheit ein, die für beide 
Seiten seine Gültigkeit ausstrahlt.

6 BVerfG Beschluss vom 12.04.1996, HFR 1996 S. 597
7 BFH vom 18.02.1997, BStBl. 1997 II S. 499
8 BFH vom 31.08.1994, BFH/NV 1995 S. 299
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§ 2 Die steuerliche Außenprüfung

A. Arten der steuerlichen Außenprüfung

I. Begriff  der Außenprüfung

Der in der AO genannte Begriff  Außenprüfung ist der Oberbegriff  für alle Arten von Prü-
fungen durch die Außendienste der Finanzverwaltung. Unter den Begriff  Außenprüfung 
fallen insbesondere die Betriebsprüfung (Außenprüfung), die abgekürzte Außenprüfung, 
die Lohnsteuer-Außenprüfung und die Umsatzsteuer-Sonderprüfung.

Arten der steuerlichen Außenprüfung

„normale“ Außenprüfung
(Betriebsprüfung)

Steueranrechnungs- & Quellensteuer-Außenprüfung,
Versicherungssteuer-Außenprüfung,

etc.

abgekürzte
Außenprüfung

Umsatzsteuer-
Sonderprüfung

Lohnsteuer-
Außenprüfung

A.

1
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1. Außenprüfung (Betriebsprüfung)

Die Außenprüfung beinhaltet alle betroff enen Steuerarten. Wird zum Beispiel ein als Ein-
zelunternehmer geführter Gewerbebetrieb geprüft , erstreckt sich die Außenprüfung auf 
die Einkommensteuer, Umsatzsteuer und die Gewerbesteuer. Bei einer Kapitalgesellschaft  
erstreckt sich die Außenprüfung auf die Körperschaft steuer, Umsatzsteuer und die Gewer-
besteuer.

2. Abgekürzte Außenprüfung

Die abgekürzte Außenprüfung betrifft   nur ausgewählte Sachverhalte oder Prüfungsfelder. 
Hier hat die Finanzverwaltung beispielsweise die Möglichkeit Herstellungskosten eines Bü-
rogebäudes oder die Einnahmen eines bestimmten Jahres punktuell zu überprüfen.

3. Lohnsteuer-Außenprüfung

Die Lohnsteuer-Außenprüfung betrifft   lediglich die lohnsteuerlich relevanten Prüfungs-
felder. Sie ist mit der Prüfung der Rentenversicherung/Sozialversicherung zu vergleichen. 
Ein Th ema bei der lohnsteuerlichen Außenprüfung könnten die Geldwerten Vorteile eines 
Arbeitnehmers hinsichtlich der Kfz-Gestellung sein.

4. Umsatzsteuer-Sonderprüfung

Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung beschränkt sich auf die Überprüfung der Umsätze und 
den Vorsteuerabzug bei Unternehmen. Im Gegensatz zur Außenprüfung werden hier vor 
allem die Voranmeldezeiträume laufend und somit zeitnah überprüft . Macht ein Unter-
nehmer hohe Vorsteuervergütungen über die laufenden Voranmeldungen geltend, ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung hoch einzustufen.

B. Zuständigkeiten für steuerliche Außenprüfungen

I. Grundsatz

Grundsätzlich sind gem. § 195 Satz 1 AO und § 5 Abs. 1 BpO die Finanzbehörden (Finanz-
ämter) für die Durchführung der Außenprüfungen zuständig, die auch für die Besteue-
rung zuständig sind. Die örtliche Zuständigkeiten für die Besteuerung ergeben sich aus den 
§§ 18  ff  der AO.
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